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Nr. 19/S. 145 Bonn, den 4. März 1982 

Gemeinsame Erklärung 

anläßlich der 39. deutsch-französischen Konsultationen 
am 24. und 25. Februar 1982 in Paris 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
teilt mit: 

1. 

Angesichts der Verschlechterung der Ost-West-Bezie­
hungen, der Weltwirtschaftskrise und der Probleme, die 
sich für die Europäische Gemeinschaft stellen, bekräfti­
gen die Bundesrepublik Deutschland und die Französi­
sche Republik die grundlegende Bedeutung ihrer Zusam­
menarbeit. Sie werden noch enger zusammenhandeln. 

2. 

Seide Staaten sind entschlossen, das Gewicht Europas 
in der Welt zu vergrößern. Zu diesem Zweck muß die Ge­
meinschaft unverzüglich und im Geist einer Solidarität 
die über die Interessen ihrer Mitgliedstaaten hinausführt: 
die Schwierigkeiten überwinden, die zur Zeit ihre Funk­
tionsfähigkeit und Entwicklung hemmen. Es ist in der Tat 
unerläßlich, daß die Europäische Gemeinschafttrotz des 
wirtschaftlichen Umfeldes in der Lage bleibt, ihre Aufga­
ben nach innen und außen zu erfüllen und weitere Fort­
schritte in Richtung auf eine Stärkung des Zusammen­
halts und die Erweiterung zu erzielen. Die Europäische 
Politische Zusammenarbeit muß ebenfalls intensiviert 
werden. Seide Staaten wünschen, echte Fortschritte in 
Richtung auf die Europäische Union zu erzielen. Diesen 
Zielen dienen die deutsch-italienische Initiative zur Euro­
päischen Union und die französischen Vorschläge zur 
"relance europeenne" . 

3. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich sind 
über die Verschlechterung der Ost-West-Beziehungen 
besorgt, für die die sowjetische Intervention in Afghani­
~tan, die schwerwiegende Entwicklung in Polen und die 
Uberrüstung der Sowjetunion unmittelbar ursächlich 
sind. Sie stellen fest, daß das politische Verhalten der So­
wjetunion und Polens nicht ohne Rückwirkung auf die Ge­
samtheit ihrer Beziehungen zu diesen beiden Ländern 
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bleiben kann. Sie sind der Ansicht, daß in den Ost-West­
Beziehungen das strikte Gleichgewicht der beiderseiti­
gen Vorteile das ausschlaggebende Kriterium bleiben 
muß. Sie werden nicht von den Grundsätzen abweichen 
für die sie als demokratische Länder eintreten, und be~ 
sonders auf den Grundsätzen des Selbstbestimmungs­
rechts der Völker und der Achtung der Grundfreiheiten 
und der Menschenrechte beharren. Sie sind wie ihre Part­
ner d~r Gemeinschaft und ihre Verbündeten überzeugt, 
daß s1ch nur auf der Grundlage eines fest etablierten mili­
tärischen Gleichgewichts die Ost-West-Beziehungen 
günstig entwickeln können. Sie halten deshalb beide 
Teile des Doppelbeschlusses für untrennbar und not­
wendig, den die der NATO angehörenden Länder am 
12. Dezember 1979 angenommen haben. Sie sind der 
Auffassung, daß die Bemühungen um Rüstungskontrolle 
und Abrüstung fortgesetzt werden müssen. Sie legen 
Wert darauf, den KSZE-Prozeß zu erhalten, von dem sie 
insbesondere die Anwendung der Schlußakte von Helsin­
ki erwarten. Deshalb werden sie in dem oben gekenn­
zeichneten Geiste den Dialog mit den Ländern des 
Ostens fortsetzen. 

4. 

Sie betrachten die Unterdrückungsmaßnahmen, welche 
die polnische Führung auf Druck und unter Beteiligung 
der Sowjetunion getroffen hat, als eine Verletzung der 
Menschenrechte und der Schlußakte von Helsinki und als 
schwere Belastung für die Ost-West-Beziehungen. Sie 
erneuern ihren dringenden Appell , das Kriegsrecht in 
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Polen aufzuheben, die Inhaftierten freizulassen und einen 
wirklichen Dialog zwischen Regierung, Kirche und der 
Führung der Solidarität wieder aufzunehmen. Ziel ihrer 
Politik bleibt; dem polnischen Volke zu helfen. 

5. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich erinnern 
an die Bedeutung, die sie der Entwicklung der Länder des 
Südens beimessen. Diese Politik soll dem Fortschritt und 
der sozialen Gerechtigkeit dienen .und damit einen Bei­
trag zur Sicherung des Friedens in der Welt leisten. Sie 
stellen fest, daß wirkliche Blockfreiheit diesem Ziele 
dient. Sie wenden sich deshalb gegen die Übertragung 
des Ost-West-Gegensatzes auf die Dritte Welt. 

6. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich, beide 
fest in das Atlantische Bündnis eingebettet, halten die 
Festigung der Bande der Solidarität zwischen den Verei­
nigten Staaten und den anderen Mitgliedern des Atlanti­
schen Bündnisses für lebenswichtig. Diese Bande wer­
den um so enger sein, als rechtzeitig möglichst umfas­
sende Konsultationen zwischen Europäern und Amerika­
nern zur besseren Definition ihrer gemeinsamen Ziele und 
zur besseren Abstimmung ihrer Interessen stattfinden. 
Sie sind entschlossen, das gegenseitige Verständnis der 
Menschen und besonders der nachwachsenden Genera­
tion diesseits und jenseits des Atlantik mit allen Kräften 
zu fördern. 

7. 

Die schwere Krise der Weltwirtschaft macht es nach ihrer 
Auffassung nötig, daß die westlichen Regierungen durch 
eine energische Belebung der internationalen Zusam­
menarbeit zur Verminderung der Arbeitslosigkeit, zum 
Wirtschaftswachstum und zur Entwicklung des interna­
tionalen Warenverkehrs beitragen. Diese Zusammenar­
beit muß die Geldpolitik einschließen. Das außerordent­
lich hohe Niveau der Zinssätze in den Vereinigten Staa­
ten hat für die europäischen Volkswirtschaften sehr 
schwere Folgen. Die Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich werden sich energisch dafür einsetzen, die­
ser Situation Herr zu werden. Sie werden sich dazu um 
die Unterstützung ihrer Partner in der Gemeinschaft be­
mühen. Sie werden Initiativen in diesem Sinne ergreifen, 
um Investitionen anzuregen und ihren Unternehmen zu 
gestatten, Innovations- und Modernisierungkapazitäten 
zu stärken. Die Bundesrepublik Deutschland und Frank­
reich sind entschlossen, ihre Zusammenarbeit bei großen 
industriellen Vorhaben und technologischen Entwicklun­
gen fortzusetzen und neu zu beleben. 

8. 

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
und der Präsident der Französischen Republik haben im 
Geiste des Deutsch-Französischen Vertrages vom 
22. Januar 1963 beschlossen, daß ihre beiden Länder die 
Abstimmung ihrer Außeflpolitik noch enger gestalten , 
werden. 

ln diesem Geiste haben sie ebenfalls beschlossen, einen 
vertieften Meinungsaustausch zwischen beiden Regie­
rungen über Sicherheitsfragen zu führen. 
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Ansprache des Bundeskanzlers 
im Palais Beauharnais 

Bundeskanzler Helmut Sc h m i d t hielt zum Abschluß 
der deutsch-französischen Konsultationen am 
25. Februar 1982 im Palais Beauharnais in Paris 
folgende Ansprache: 

Herr Staatspräsident, 
meine Herren Minister, meine Damen und Herren! 

Nicht nur für den Botschafter, sondern auch für den Bun­
deskanzler ist es eine große Freude, Sie alle in dieser 
sehr französischen Residenz begrüßen zu dürfen. Ich 
möchte mich sehr herzlich dafür bedanken, daß Sie in das 
Palais Beauharnais gekommen sind, das eine Stätte der 
Begegnung zwischen Deutschen und Franzosen ist. 

Nun haben wir im Laufe des heutigen Tages die vorgese­
hene Zeit weit überschritten, Herr Präsident. Wir haben 
es fertiggebracht, daß die Journalisten uns verziehen ha­
ben - genau wissen wir das zwar noch nicht, wir werden 
es morgen in den Zeitungen lesen-, daß sie eine Stunde 
auf uns gewartet haben. Aber jetzt müssen wir langsam 
sehen, daß wir wieder in den Fahrplan zurückkehren. 
Deswegen ist es meine Aufgabe geworden, die Damen 
und Herren der oberen journalistischen Ränge, die unsere 
Gäste sind, davon zu unterrichten, daß jetzt keine Tisch­
reden gehalten werden. Das involviert aber dann den 
zweiten schweren Verstoß gegenüber der Pariser Pres­
se, weil unser Porte-parole, Herr Becker, längst eine aus­
führliche Tischrede von mir bei der Presse verbreitet hat. 

Nun habe ich aber die Sorge, den hier anwesenden Da­
men und Herren von der Presse ein drittes Mal zu nahe zu 
treten, indem ich gar nichts zu Ihnen sage. Deshalb möch­
te ich einige Worte an sie richten dürfen. 

Sie werden heute, wenn Sie in Ihre Redaktionen zurück­
kehren, den Text der Gemeinsamen Erklärung der franzö­
sischen Regierung und der deutschen Bundesregierung 
auf Ihren Schreibtischen finden. Sie werden daraus erse­
hen, daß die französische Regierung und daß die Bundes­
regierung aus der internationalen politischen Krise und 
aus der internationalen wirtschaftlichen Krise gleiche 
Konsequenzen ziehen, Konsequenzen, die sich auch aus 
der Logik der Interessen Frankreichs und Deutschlands 
ergeben, die sich auch ergeben aus der Logik der langjäh­
rigen engen gegenseitigen politischen Berührung und Zu­
sammenarbeit. Und hier ist der Punkt, zu dem i~h etwas 
an die Adresse der französischen Journalisten sagen 
möchte. 

Wir Politiker sind uns darüber im klaren, daß eine moder­
ne Demokratie ohne freie Presse, ohne Rundfunk und 
Fernsehen nicht existieren könnte. Aber ich will nicht so­
weit gehen zu behaupten, wir seien unempfindlich für Ihre 
Kritik. Im Gegenteil, ich war anfangs des Jahres etwas 
irritiert über manches, was ich in der Pariser Presse über 
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die deutsche Politik gelesen habe. Heutzutage bin ich 
sehr glücklich darüber, daß man inzwischen deutlich ge­
sehen hat, daß wir weder in die Fußstapfen Hitlers oder 
Stalins treten wollten noch daß wir zu denjenigen gehö­
ren, die Herrn Breschnew die Schuhe küssen. Aber man 
hat inzwischen auch gesehen, daß wir gemeinsam mit an­
deren Mächten auf der Welt nicht unbedingt jedes Wort 
nachbeten, das am Vortage in der "New York Times" oder 
der "Washington Post" erschienen ist. 

Mich und viele Deutsche berührt die polnische Tragödie 
zutiefst. Gegenwärtig werden pro Tag immer noch mehre­
re zehntausend Pakete mit Lebensmitteln von deutschen 
Bürgerinnen und Bürgern nach Polen geschickt. Sie kön­
nen daraus das Ausmaß der Anteilnahme ermessen. 

Ich war zu Hitlers Zeiten Soldat, und ich weiß ganz genau, 
was zu Hitlers Zeiten nicht nur dem französischen Volk 
und unseren westeuropäischen Nachbarvölkern, sondern 
insbesondere den Polen, den Juden und den Russen zu­
gefügt worden ist. Ich weiß von den sechs Millionen Mor­
den in den Konzentrationslagern auf polnischem Boden. 

Wir haben nach dem Kriege Glück gehabt, daß uns große 
Franzosen, noch ehe der Krieg verraucht und vergessen 
war, die Hand der Versöhnung entgegengestreckt haben. 
Bei den Juden und bei den Polen hat das sehr viel länger 
gedauert und ist noch keineswegs vollendet. Immerhin 
konnten wir den Polen ihr Schicksal dadurch etwas er­
leichtern, daß wir durch den Gewaltverzichtsvertrag mit 
Warschau - ebenso wie mit Prag und mit Moskau - den 
Polen eine Drohung wegnehmen konnten, mit der sie 
ihrerseits in Scyhranken gehalten wurden, nämlich die 
Drohung: Ihr Polen müßt uns, dem polnischen kommu­
nistischen Regime, gehorchen, denn sonst kommen die 
bösen Deutschen und rächen sich. 

Ich behaupte, daß wir durch diese von den beiden Koali­
tionsparteien, die immer noch die Bundesregierung in 
Bonn tragen, eingeleitete Ostpolitik wesentliche Voraus­
setzungen für etwas mehr Freiheit in Polen und anderswo 
in Osteuropa geschaffen haben. 

Aber die Gesamtheit der deutsch-polnischen Beziehun­
gen, nicht nur über die letzten zehn Jahrhunderte, son­
dern insbesondere über die letzten 50 Jahre, verbietet 
einem anständigen Deutschen, gegenüber der polni­
schen Tragödie die gleichen Ausdrücke zu benutzen, wie 
sie zum Teil von jenen benutzt werden, die - im sicheren 
Westen in ungefährdeter Freiheit leben- den Polen emp­
fehlen, um ihrer Freiheitwillen ihr eigenes Leben einzu­
setzen. 

Sie werden aus alledem vielleicht verstehen, weswegen 
Herr Genscher und ich uns seit dem Beginn des Kriegs­
rechts am 13. Dezember in der Sprache gemäßigt, in der , ,. 
Sache jedoch keineswegs anders verhalten haben als die 
französische Regierung. Wir haben auch niemals, was je­
ne Politik des Gewaltverzichts angeht, die Illusion gehabt, 
daß, wenn die Sowjetunion uns gegenüber auf Gewalt 
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verzichtet, wir deswegen keine Soldaten mehr brauchen, 
im Gegenteil. 

Sie werden in unserer heutigen gemeinsamen deutsch­
französischen Erklärung erneut finden, daß nicht nur eine 
moralisch eindeutige, eine politisch klare Sprache gegen­
über Moskau geführt wird, sondern daß auch in der Sub­
stanz 'des militärischen Gegengewichts gegenüber der 
Sowjetunion zwischen uns nicht die leiseste Meinungs­
verschiedenheit besteht, bis einschließlich des Doppel­
beschlusses, den die Mitgliedstaaten der NATO vor zwei­
einviertel Jahren in Brüssel gefaßt haben. Ein Beschluß, 
von dem der französische Präsident sagt, daß seine bei­
den Teile untrennbar und notwendig sind, genauso, wie 
wir es gegenüber unserem Volk und gegenüber unserem 
Parlament sagen. 

Ich hatte versprochen, keine Rede zu halten, aber zwei 
Worte möchte ich noch hinzufügen dürfen, eines davon an 
die Adresse Ihres Präsidenten. 

Ich möchte Ihnen, Herr Präsident, am Ende dieser 38. oder 
39. Konsultationen - die Zähiweise ist eine "große" 
Streitfrage zwischen Paris und Bonn -, ich möchte Ihnen 
am Ende unserer Beratungen sagen, wie tief glücklich ich 
darüber bin, nicht nur als Politiker und als Kanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, wie gut wir miteinander 
Politik machen, sondern ich möchte Ihnen das auch von 
Mann zu Mann sagen und Ihnen herzlich dafür danken. 

Ein letztes Wort möchte ich an die Adresse der hier an­
wesenden Gäste. aus dem französischen Journalismus 
sagen. Es wäre zu kurz gesehen, wenn wir meinten, daß 
die Gemeinsamkeiten zwischen Frankreich und Deutsch­
land sich auf die Außenpolitik, auf die militärische Strate­
gie, auf das Gespräch mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika über zerstörarische Hochzinspolitik und was 
dergleichen aktuelle Fragen immer sind, beschränkten. 
Ich glaube, wir müssen in beiden Ländern durch die ver­
öffentlichte Meinung auch unsere Völker, unser Publikum 
mehr und stärker dahingehend beeinflussen, daß sie sich 
gegenseitig besser verstehen lernen. 

Wir haben eine sehr wechselvolle Geschichte der beiden 
Nationen, miteinander lebend und häufig genug gegen­
einander kämpfend, über die letzten eintausend Jahre er­
lebt. Die deutsch-französische Geschichte, wirklich zehn 
Jahrhunderte seit Kart dem Großen. Wir haben in dieser 
Geschichte voneinander sehr viel mehr Positives erfah­
ren und gelernt und uns gegenseitig in sehr viel höherem 
Maße befruchtet, als es den meisten unserer Schüler und 
Studenten bewußt ist. 

Meine herzliche Bitte an Sie geht dahin, uns in dieser Ar­
beit der Bewußtmachung, zu der wir Politiker nur wenig 
taugen, nicht nur zu helfen, sondern uns zu übertreffen. 

ln diesem Sinne trinke ich auf das Wohl der Freundschaft 
zwischen Franzosen und Deutschen, auf das Wohl der 
großen französischen Nation und auf das persönliche 
Wohl des Präsidenten der Republik. 


